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Einleitung

Unter Leitung des Vorsitzenden der Delegation des Europäischen Parlaments für die 
Beziehungen zu Japan, Hans van Baalen (ALDE-Fraktion, Niederlande), reiste der 
Vorstand vom 29. Oktober bis 1. November 2012 nach Tokio. Hans van Baalen 
wurde begleitet vom zweiten stellvertretenden Vorsitzenden, Artur Zasada (PPE, 
Polen), Csaba Sógor (PPE, Rumänien, anstelle der ersten stellvertretenden 
Vorsitzenden, Sandra Kalniete) und Alojz Peterle (PPE, Slowenien), Berichterstatter 
für das Rahmenabkommen zwischen der EU und Japan.

Mit dem Abschluss der Sondierungsgespräche über ein Freihandelsabkommen 
(FHA) – das von japanischer Seite Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) 
genannt wird – und ein politisches Rahmenabkommen, sowie der Aussicht auf die 
Aufnahme entsprechender Verhandlungen vor Jahresende, führten die MdEP zu 
einem für die Beziehungen zwischen der EU und Japan wichtigen Zeitpunkt 
Gespräche mit ihren Ansprechpartnern und Vertretern der japanischen Regierung. 
Zudem fand der Besuch zu einer Zeit erhöhter Spannungen zwischen Japan und China 
wegen der Senkaku-Inseln (die von Peking als Diaoyu-Inseln bezeichnet werden) 
statt. Der Besuch bot ferner die Gelegenheit, das 34. Interparlamentarische Treffen 
EU-Japan vorzubereiten, das im Verlauf des Jahres 2013 stattfinden soll. 

Thematische Zusammenfassung des Besuchs

Beziehungen EU-Japan 

Der Besuch erfolgte in der Woche nach der Verabschiedung einer Entschließung zu 
Handelsverhandlungen der EU mit Japan. In dieser Entschließung wurde betont, dass 
ein Freihandelsabkommen zu einer Situation führen sollte, die für beide 
Volkswirtschaften von Vorteil ist, da das große Potenzial der Handelsbeziehung 
zwischen der EU und Japan noch nicht ausgeschöpft wurde. Der Rat wurde hier 
aufgefordert, die Kommission zu ermächtigen, Verhandlungen auf der Grundlage der 
Ergebnisse der Sondierungsgespräche und eindeutiger Ziele einzuleiten. In der 
Entschließung wurde darüber hinaus die Notwendigkeit betont, die Frage 
nichttarifärer Handelshemmnisse in zufriedenstellender Weise zu klären.

Das Treffen in Tokio bot den MdEP daher eine ausgezeichnete Gelegenheit, die 
Position des Parlaments zu unterstreichen, und sie sprachen bei verschiedenen 
Anlässen das Problem nichttarifärer Handelshemmnisse an. Die MdEP betonten, dass 
das Europäische Parlament dem endgültigen Abkommen seine Zustimmung geben 
müsse, dass es eine konstruktive Rolle spielen würde und an allen Phasen des 
Verhandlungsprozesses beteiligt werden solle. Sie wiesen auch auf die weiterhin 
bestehenden Vorbehalte einiger Mitgliedsstaaten wegen der nichttarifären 
Handelshemmnisse hin und die Sorge, ob Japan dieses Problem lösen könne. Sie 
betonten, dass sich Japan dieser Befindlichkeiten bewusst sein müsse, denn „diese 
Vereinbarung würde nicht einfach mit Brüssel, sondern mit 27 Mitgliedsstaaten 
abgeschlossen werden“.
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Die Vertreter Japans brachten ihre nachdrückliche Unterstützung für das FHA und das 
Rahmenabkommen zum Ausdruck. (Es wird darauf hingewiesen, dass Politiker und 
Beamte an den Treffen teilnahmen, die sich mit auswärtigen Angelegenheiten und 
Handel befassen und Verhandlungsführer bei einer Vereinbarung wären.) Sie 
begrüßten die Tatsache, dass das Parlament grünes Licht für die Aufnahme von 
Verhandlungen gegeben hat und sahen der Ermächtigung der Kommission durch den 
Rat mit Interesse entgegen. Sie vertraten die Ansicht, dass Probleme oder Differenzen 
am besten im Rahmen von Verhandlungen beigelegt werden könnten und dass die 
Verhandlungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt aufgenommen werden sollten. Das 
endgültige FHA/WPA wäre ehrgeiziger und weitreichender als die Abkommen, die 
Japan zurzeit mit anderen Ländern verhandelt.

Die Vertreter Japans betonten die Bedeutung der Kabinettsentscheidung vom 
Juli 2012, in der sich die japanische Regierung eindeutig verpflichtet hat, die 
nichttarifären Handelshemmnisse zu beseitigen. Die MdEP zeigten sich von einem 
Kommentar eines der Gesprächspartner beeindruckt, der erklärte, dass zur 
Überwindung der Trägheit der japanischen Regulierungsbehörden „ein Anstoß aus 
Europa erforderlich“ sei. Bei einigen Treffen wiesen die japanischen 
Gesprächspartner darauf hin, dass Japan über andere Optionen verfüge, da es bei 
seinen Verhandlungen über Freihandelsabkommen mit einigen anderen 
Handelspartnern vorankomme. 

Zudem wurde die politische Dimension der Beziehung zwischen der EU und Japan 
und des vorgeschlagenen Rahmenabkommens besprochen. Beide Seiten betonten, 
dass die Beziehung auf gemeinsamen Werten basiere, wie Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit, dass es um mehr als Handelsbeziehungen ginge, dass das FHA 
allein nicht ausreiche und ein umfassendes politisches Abkommen erforderlich sei. 

Bei mehreren Gelegenheiten dankten die japanischen Vertreter der EU für die 
Unterstützung, die sie Japan nach der Erdbebenkatastrophe geleistet hatte. Sie wiesen 
auch auf die Unterstützung hin, die nun Japan der EU durch den Kauf von ESFS-
Anleihen und die erhöhten Beiträge zu den IWF-Ressourcen bietet. Schließlich 
gratulierten die japanischen Vertreter den MdEP zu Verleihung des 
Friedensnobelpreises an die EU. 

Die Beziehungen Japans zu seinen Nachbarn

Die Gespräche über die Beziehungen Japans zu seinen Nachbarn in Asien wurden von 
den aktuellen Streitigkeiten zwischen Tokio und Peking bezüglich der Hoheitsgewalt 
über die Senkaku-Inseln (chinesisch: Diaoyu-Inseln) beherrscht. Alle japanischen 
Gesprächspartner vertraten die offizielle Position: d. h. dass die Inseln eindeutig zu 
Japan gehören würden. Sie wiesen darauf hin, dass das demokratische Japan und das 
nichtdemokratische China unterschiedliche Ansichten vertreten und eine enge 
Zusammenarbeit der Demokratien wichtig sei. 

Sie betonten, dass Japan eine friedliche Lösung der Situation anstrebe und sich der 
aktuelle Tiefpunkt in den Beziehungen verheerend auf den Handel zwischen den 
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beiden Ländern auswirken würde, dessen Umfang sich im letzten Jahrzehnt 
verdreifacht hatte. Es wurde anerkannt, dass die Streitigkeiten ernsthafte Folgen für 
die vorgeschlagenen trilateralen Handelsverhandlungen zwischen Japan, China und 
Südkorea haben könnten, deren Aufnahme für das Jahresende geplant waren.

Ganz allgemein vertraten sie die Ansicht, dass China immer bestimmender in Asien 
auftrete – ein Gesprächspartner war der Ansicht, dass China die Vorherrschaft 
anstrebe – und daher eine Bedrohung für die friedliche Entwicklung der Region 
darstellen könne.

In anderen Teilen Asiens hat Japan ein FHA mit ASEAN-Staaten abgeschlossen und 
sieht einer weiteren wirtschaftlichen Integration in die Region entgegen. Japan drängt 
auf Verhandlungen über eine umfassende regionale Wirtschaftspartnerschaft 
(Regional Comprehensive Economic Partnership, RCEP) mit ASEAN-Staaten und 
anderen ostasiatischen Ländern beim anstehenden Ostasiengipfel (East Asia Summit). 
Auch die transpazifische Partnerschaft (Trans-Pacific Partnership) wurde bei einigen 
Treffen erwähnt, wobei die japanischen Vertreter darauf hinwiesen, dass es im Land 
weiterhin eine Debatte darüber gibt, ob das Land an diesem Prozess teilnehmen sollte.

Die innenpolitische Situation in Japan und der EU

Die MdEP informierten ihre Ansprechpartner über die aktuellen Entwicklungen in der 
EU, insbesondere über die Krise in der Eurozone. Sie führten die Maßnahmen im 
Detail aus, die zur Lösung der Probleme und zur Vermeidung einer Wiederholung der 
Krise ergriffen wurden. Sie betonten, dass die EU ihre aktuellen Schwierigkeiten 
überwinden würde, wenngleich einige der aktuellen Annahmen geändert werden 
müssten.

In den Gesprächen über die aktuelle Energiesituation in Japan wurde deutlich, dass 
die Standpunkte bezüglich des Energiemixes nach den Ereignissen in Fukushima stark 
voneinander abweichen. In privaten Gesprächen wurden verschiedenste Ansichten 
geäußert: von der Auffassung, dass das Land ohne Kernenergie nicht überleben 
könne, bis hin zur Auffassung, dass sich Japan von der Kernenergie verabschieden 
müsse. 

Befürworter der Kernenergie vertraten die Meinung, dass Japan nicht zu sehr von 
importierten fossilen Brennstoffen abhängig werden dürfe und dass mit den Risiken 
umgegangen werden könne und müsse, die mit der Kernenergie zusammenhängen. 
Die Gegner der Kernenergie betonten, dass die Branche dem Atommüll bereits jetzt 
nicht mehr Herr werden könne und die Kraftwerke nicht ausreichend versichert seien. 
Darüber hinaus sei die Branche, die vor dem 11. März 2011 die Debatte über die 
Energiepolitik finanziert habe, korrupt. Es wurde dennoch von allen Seiten anerkannt, 
dass viel Arbeit in die Entwicklung von erneuerbarer Energienquellen investiert 
werden müsse, welche eine wertvolle Geschäftschance darstellen könnten. 

Es gab einige Gespräche über die aktuelle wirtschaftliche Situation in Japan und die 
Herausforderungen angesichts der alternden Bevölkerung und der steigenden Kosten 
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für Sozialversicherungssysteme. Insbesondere wurden die äußerst umstrittenen 
Vorschläge der Regierung genannt, zur Steigerung der Einnahmen die 
Verbrauchssteuer zu erhöhen. 

Zum Zeitpunkt des Besuchs stand der genaue Termin für die japanischen Wahlen 
noch nicht fest, trotz der Notwendigkeit ihrer Abhaltung bis spätestens August 2013. 
(Als Wahltag wurde anschließend der 16. Dezember 2012 festgelegt.) Die zunehmend 
geschwächte Regierung hat viele Rücktritte zu verkraften gehabt, hauptsächlich 
wegen ihrer Steuerreformen.

Die MdEP sprachen auch das Thema der Todesstrafe in Japan an, insbesondere vor 
dem Hintergrund der steigenden Zahl von Hinrichtungen in den letzten Monaten. Die 
japanischen Vertreter unterstrichen, dass eine fortgesetzte Debatte zu diesem Thema 
stattfinden würde, betonten aber, laut Meinungsumfragen gäbe es eine starke 
Unterstützung für die Beibehaltung der Todesstrafe.

34. Interparlamentarisches Treffen EU-Japan (IPT)

Die japanischen Vertreter stellten den Entwurf einer Tagesordnung für das 34. 
Interparlamentarische Treffen EU-Japan vor, das im Jahr 2013 stattfinden soll. Diese 
würde die politische und wirtschaftliche Situation in der EU und Japan behandeln, 
einschließlich der Beziehungen Japans zu seinen Nachbarn, der Krise in der Eurozone 
und der Beziehungen zwischen der EU und Japan. 

Hans van Baalen betonte, dass alle Besuche in Japan nach den anstehenden Wahlen 
stattfinden sollten. Er schlug außerdem vor, neben Tokio entweder Fukushima oder 
Nagasaki zu besuchen. Zudem betonte er, wie wichtig Treffen der EP-Delegation mit 
japanischen Gesprächspartnern auf höchster Ebene seien. 
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Zusammenfassung einzelner Sitzungen

Montag, 29. Oktober 2012 

14:00-15:00 Informationssitzung mit S. E. Hans Dietmar Schweisgut, 
Botschafter, EU-Delegation 

Hans Dietmar Schweisgut informierte die Delegation über die aktuelle politische Lage 
in Japan und 

die Aussichten für ein FHA/WPA zwischen der EU und Japan und ein 
Rahmenabkommen.

15:30-16:45 Treffen mit Takaaki Asano, Forschungsstipendiat der Tokyo 
Foundation

Takaaki Asano wurde von mehreren Kollegen begleitet, die ebenfalls Ansprachen 
hielten, und wies während des Treffens auf folgende Punkte hin:

 Japan schloss sein erstes Freihandelsabkommen (FHA) im Jahr 2002 mit 
Singapur ab, und derzeit sind 13 derartige Abkommen in Kraft, wobei zehn 
weitere in Vorbereitung sind (Südkorea hat zehn FHA abgeschlossen und die 
USA 14). Dennoch sind nur 18 % des gesamten Handelsvolumen von Japan 
durch FHA abgedeckt, während dieser Wert bei Südkorea bei 34 %, bei den 
USA bei ca. 40 % und bei der EU bei 25 bis 30 % liegt. 

 Die ASEAN-Organisation agiert innerhalb eines auf Konsens basierenden 
Rahmens und strebt für das Jahr 2015 die Abschaffung der meisten 
Einfuhrzölle und die Verwirklichung der ASEAN-Wirtschaftsgemeinschaft 
(ASEAN Economic Community, AEC) an. Japan hat im Jahr 2008 ein FHA 
mit den ASEAN-Staaten abgeschlossen. 

 Die transpazifische Partnerschaft (TPP) ist ein „lebendiges Abkommen“, das 
in Erweiterung begriffen ist; es ist jedoch unklar, ob Japan beitreten werde.

 Ein FHA zwischen der EU und Japan wäre ein wichtiges Abkommen „von 
hohem Wert“ und tatsächlich umfassender als jedes trilaterale FHA zwischen 
Japan, China und Südkorea.

 Die landwirtschaftliche Produktion macht nur 1,5 % des japanischen BIP aus; 
der Sektor ist dennoch sehr wichtig, da ländliche Gebiete über einen 
unverhältnismäßigen politischen Einfluss verfügen. Im Vergleich zu einem 
durchschnittlichen Zolltarif in Höhe von ca. 4,4 %, liegt der japanische 
Zolltarif für landwirtschaftliche Erzeugnisse bei ca. 17 %. Im Gegensatz dazu 
weist Südkorea einen durchschnittlichen Zolltarif in Höhe von 12 % auf. 
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 Falls China wegen des derzeitigen Gebietsstreits Wirtschaftssanktionen gegen 
Japan verhängt, hätte dies verheerende Folgen für beide Seiten. Es ist 
schwierig, normale Beziehungen zu China zu pflegen, da das übliche Modell 
der wirtschaftlichen Abhängigkeit nicht zutrifft. Japan verfügt in China über 
erhebliche Vermögenswerte und Direktinvestitionen in Höhe von 6 Milliarden 
US-Dollar, die von den chinesischen Behörden als Druckmittel verwendet 
werden könnten. Demgegenüber verfügt China in Japan nur über 300 
Millionen US-Dollar an Investitionen. Im September 2012 sind die 
Automobilverkäufe von Japan nach China um 30 bis 40 % eingebrochen. Die 
Kosten Japans für Geschäfte in China würden infolgedessen steigen, und 
höhere Versicherungsprämien wären erforderlich. Das Wirtschaftswachstum 
Chinas wird voraussichtlich auf 6 % pro Jahr fallen, so wie dies in Singapur, 
Taiwan und Hongkong geschehen ist. 

 In China werden falsche Information über Japan verbreitet und die aktuelle 
Beziehung zwischen den beiden Ländern ist „nicht in guter Verfassung“. 
China will „ein neues Machtzentrum im Herzen Asiens werden“. 

 Japan unterhält enge Beziehungen zu Südkorea, jedoch aufgrund von Altlasten 
der Vergangenheit und andauernden Gebietsstreitigkeiten keine formalen 
Verbindungen.

17:30-18:15 Treffen mit Kazuya Shimba, Mitglied des Parlaments, 
Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten

Kazuya Shimba stellte Folgendes fest:

 Er bestätigte erneut die Hoheitsgewalt Japans über die Senkaku-Inseln und 
bezog sich dabei auf seit langem verwendete Argumente der japanischen 
Seite, einschließlich der Feststellung, dass die Inseln im Jahr 1895 zu 
keinem Staat gehörten, dass China beim Abschluss des Friedensvertrags 
von San Francisco im Jahr 1951 keinen Widerspruch eingelegt hatte und 
dass chinesische Landkarten existieren, auf denen die Inseln als 
japanisches Territorium gekennzeichnet sind.

 Japan werde sich in dieser Angelegenheit nicht selbst an den 
Internationalen Gerichtshof wenden, da es die Existenz eines Streites über 
die Zugehörigkeit der Inseln zu Japan nicht anerkennt; Tokio strebt jedoch 
eine friedliche Lösung des Problems im Einklang mit dem internationalen 
Recht an und will nicht zu einem Hindernis für Wirtschaftsbeziehungen 
werden. In China sind bereits Gewalttaten gegen japanisches Eigentum 
vorgekommen. Die MdEP wiesen auf die Erfahrungen von Slowenien und 
Kroatien bei der Beilegung von Streitigkeiten über Seegrenzen hin. 
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 Japan ist für die Hilfe der EU im Zusammenhang mit der Katastrophe von 
Fukushima dankbar. Japan unterstützt nun Europa, u. a. mit dem Ankauf 
von EFSF-Anleihen und erhöhten Beiträgen zu den Mitteln des IWF. 

 Die Beziehungen zwischen der EU und Japan sind für beide Seiten sehr 
wichtig, und die Weltwirtschaft sowie das FHA/WPA genießen oberste 
Priorität. Japan ist sich der unterschiedlichen Ansichten zu dem Thema 
innerhalb der EU bewusst, und auch in Japan gibt es unterschiedliche 
Ansichten. 

 Die MdEP wiesen auf die Plenarentschließung des Parlaments aus der 
vorangegangenen Woche hin und betonten, dass das Parlament eine 
konstruktive Rolle bei den Fortschritten hin zu einem FHA/WPA spielen
und sie eine möglichst baldige Aufnahme der Verhandlungen anstreben 
würden. Es gibt dennoch Bedenken wegen der nichttarifären 
Handelshemmnisse, und es ist für beide Seiten wichtig, sich die in den 
Sondierungsgesprächen festgestellten Probleme bewusst zu machen.

 Kazuya Shimba erklärte, dass Japan vor dem 11. März 2011 geplant hatte, 
den Anteil der Kernenergie an der Energieversorgung auf bis zu 40 % zu 
steigern. Seit den tragischen Ereignissen hat sich die Situation dramatisch 
verändert. Japan ist extrem abhängig von fossilen Brennstoffen aus dem 
Nahen Osten. Die Versorgung mit diesen Brennstoffen ist jedoch aufgrund 
der politischen Unbeständigkeit in der Region nicht sicher. Es müssten 
schwierige Entscheidungen hinsichtlich der zukünftigen Energiepolitik 
getroffen werden. 

 Die Todesstrafe ist eine Angelegenheit des Justizministeriums; Japan ist 
jedoch ein Rechtsstaat und die Berücksichtigung der öffentlichen Meinung 
somit wichtig.

19:30 Abendessen auf Einladung des Botschafters der Niederlande, 
S. E. Radinck van Vollenhoven, in seiner Residenz 

In den Gesprächen beim Abendessen lag der Schwerpunkt auf 
der Sicht Japans auf die Krise der Eurozone.
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Dienstag, 30. Oktober 2012 

09:45-10:30 Treffen mit Jun Yamada, stellvertretender Generaldirektor der 
Abteilung für europäische Angelegenheiten, Außenministerium

Jun Yamada stellte Folgendes fest:

 Japan versucht, aus den Herausforderungen der Energiedebatte wirtschaftliche 
Chancen abzuleiten, und Europa stellt ein Modell für eine ökologische 
Entwicklung dar. Es ist wichtig, im Zusammenhang mit der Schließung von 
Atomkraftwerken einen reibungslosen Ablauf zu gewährleisten. Momentan 
sieht ein vorläufige Ziel den Ausstieg aus der Atomenergie in den 2030er 
Jahren vor. Dies stellt einen Kompromiss zwischen den Befürwortern eines 
schnelleren und den Anhängern eines langsameren Ausstiegs dar. 

 Es gibt ein strenges Überwachungssystem für Lebensmittel, die aus der 
Region Fukushima stammen; 

 Japan und die EU sollten eine umfassende Vereinbarung anstreben, da ein 
„bloßes FHA nicht ausreicht“, und es ist wichtig, eine zweigleisige Strategie 
zu verfolgen. Das japanische Volk wünscht sich eine stärkere Verbindung zu 
Europa.

 Die MdEP schlugen vor, dass sich der japanische Außenminister an den 
Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten des Parlaments wenden soll. Sie 
unterstrichen zudem, dass sie bei ihrem nächsten Besuch ein Treffen mit 
Mitgliedern der neuen Regierung, einschließlich des Außenministers und des 
Premierministers oder des stellvertretenden Premierministers, begrüßen 
würden. Bei diesem Besuch würden sie gern auch Orte außerhalb Tokios 
besuchen, möglicherweise Fukushima oder Nagasaki.

11:00-11:45 Treffen mit Toshiyuki Kato, Mitglied des Parlaments, 
Vorsitzender des Auswärtigen und Verteidigungsausschusses des
Oberhauses (Sangiin)

Toshiyuki Kato stellte Folgendes fest:

 Die EU und Japan teilen gemeinsame Werte, was jedoch für die Beziehung 
Japans zu China nicht gilt. Er skizzierte die Standpunkt Tokios bezüglich der 
Senkaku-Inseln und wies darauf hin, dass die Regierung die Inseln gemäß dem 
japanischen Gesetz einem privaten Eigentümer abgekauft hatte. 
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 China hat erst in den 70er Jahren des vergangenen Jahrhunderts Ansprüche auf 
die Inseln angemeldet, als die Aussichten auf größere Vorkommen an 
Bodenschätzen in den angrenzenden Meeresregionen bekannt wurden. Japan 
hat den Grundsatz, die Rechtssprechung des Internationalen Gerichtshofs 
anzuerkennen, und Toshiyuki Kato ist zuversichtlich, dass dieser imstande ist, 
hier eine angemessene Beurteilung abzugeben. Tokio hat kein Verlangen 
danach, den Weltfrieden zu stören.

 Die ASEAN-Staaten spielen eine immer wichtigere Rolle in der Region. 
Außerdem ist es wichtig, dass die Demokratien der Welt, wie Japan, die EU 
und die USA, zusammenarbeiten.

 Es ist von entscheidender Bedeutung, eine Einigung hinsichtlich des 
FHA/WPA zu erreichen. Gleichwohl ist sich Toshiyuki Kato bewusst, dass 
immer noch offene Fragen geklärt werden müssen. Die MdEP betonten ihre 
Unterstützung für ein ehrgeiziges Abkommen, das über ein reines 
Handelsabkommen hinausgeht. Sie stellten ausdrücklich fest, dass die 
nichttarifären Handelshemmnisse angegangen werden müssen und betonten 
die parlamentarische Dimension des Genehmigungsprozesses.

 Toshiyuki Kato unterstrich, dass es 54 Atomkraftwerke in Japan gibt, die nicht 
einfach „aus einer Laune der Gefühle verschwinden" können. Für Japan ist es 
wichtig, die Maßnahmen in Bezug auf dieses Problem mit Ländern wie 
Frankreich, Deutschland und dem Vereinigten Königreich abzustimmen.

 Die Todesstrafe in Japan wird erörtert und Toshiyuki Kato erwartet eine 
Fortsetzung der Debatte.

 Die MdEP wiesen darauf hin, dass sich die Lage in der Eurozone nunmehr 
stabilisiert hat und die EU sich wieder mit anderen dringenden 
Angelegenheiten befassen kann.

14:00-16:00 Besuch im Werk des Unternehmens Kikkoman in der Stadt Noda 
in der Präfektur Chiba

 Die Delegation besucht das Werk des Unternehmens Kikkoman in der Stadt 
Noda. Kikkoman wurde im Jahr 1917 als Zusammenschluss von 
Familienunternehmen gegründet. Die Basis der Kikkoman Group bildet die 
Produktion und Vermarktung von Sojasauce. Die Sojasauce von Kikkoman, 
die in der Werbung als die „weltweit beliebteste Sojasauce“ bezeichnet wird, 
wird in neun Produktionsstätten in Japan, den Niederlanden, den USA und 
Asien hergestellt. Weltweit verfügt das Unternehmen über 6.500 Mitarbeiter. 

 Im Jahr 1979 begann Kikkoman seine europäischen Geschäfte in Deutschland 
und eröffnete im Jahr 1997 seine erste Produktionsanlage in den Niederlanden. 
Das Unternehmen verfolgte eine breit gefächerte Strategie für die 
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unterschiedlichen europäischen Länder: So liegt der Schwerpunkt bei 
niederländischen Kunden beispielsweise auf „Einfachheit“, in Polen auf 
„Tradition“ und im Vereinigten Königreich auf „Ernährung“. Seit der 
Eröffnung des Werks in den Niederlanden haben sich die Umsätze 
verfünffacht und das Potenzial für eine weitere Expansion ist vorhanden, 
insbesondere in Osteuropa.

 Kikkoman ist auch in verschiedenen ähnlichen und fremden Geschäftssparten 
in Japan und im Ausland aktiv, beispielsweise in den Bereichen Arzneimittel, 
Weine, Liköre, Fruchtsäfte, Erzeugnisse aus Tomaten und asiatische 
Lebensmittel. Das Unternehmen verfügt ebenfalls über Tochtergesellschaften 
in der Gastronomie- und Großhandelsbranche.

19:30 Abendessen auf Einladung von Hans Dietmar Schweisgut, Leiter 
der EU-Delegation, in seiner Residenz 

Thema des Arbeitsessens war die Energiepolitik nach Fukushima. Die Teilnehmer 
wurden von mehreren Gästen über die unterschiedlichen Ansichten in Japan dazu 
informiert, wie sich die Energiepolitik des Landes in Zukunft entwickeln soll.
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Mittwoch, 31. Oktober 2012 

09:30-1030 Treffen mit Hirofumi Katase, Generaldirektor für Handelspolitik

Hirofumi Katase stellte Folgendes fest:

 Vor 1985 importierte Japan eher Rohstoffe aus ASEAN-Staaten und 
exportierte im Gegenzug Fertigprodukte. In letzter Zeit exportiert Japan Teile 
in ASEAN-Staaten, wo die Produkte dann fertig gestellt werden. 

 Tokio strebt nach einer stärkeren Integration von Südostasien. Dies beinhaltet 
den Prozess einer tatsächlichen wirtschaftlichen Integration, jedoch ohne 
Zollunion und nicht unbedingt mit dem Prozess in der EU vergleichbar.

 Japan fördert die umfassende regionale Wirtschaftspartnerschaft (Regional 
Comprehensive Economic Partnership, RCEP), um die Handelsbeziehungen 
und Freihandelsabkommen zwischen den aktuell 16 Staaten des 
Ostasiengipfels (East Asia Summit) zu entwickeln. Dies ist ein 
Tagesordnungspunkt beim Ostasiengipfel in Kambodscha im November. 
China ist sowohl Mitbewerber als auch Partner von Japan in der Region. 

 Es gibt ein eindeutiges politisches Engagement in Japan, ein FHA/WPA 
zwischen der EU und Japan voranzutreiben, und die „bemerkenswerte“ 
Kabinettsentscheidung vom Juli 2012 hat das klare Bekenntnis der Regierung 
dargelegt, die nichttarifären Handelshemmnisse zu beseitigen. Tatsächlich hat 
die Aussicht auf ein FHA/WPA eine ausgezeichnete Gelegenheit geboten, sich 
mit der Frage der nichttarifären Handelshemmnisse zu befassen, und es ist von 
zentraler Bedeutung, die Verhandlungen möglichst schnell aufzunehmen, um 
die Dynamik aufrechtzuerhalten. 

 Die EU muss anerkennen, dass die japanischen Behörden viel politisches 
Kapital in dieses Thema investiert haben. Die japanische Industrie befürwortet 
die Abschaffung der nichttarifären Handelshemmnisse. Die Gespräche mit den 
Regulierungsbehörden würden jedoch wesentlich erleichtert, wenn diese im 
Kontext von Handelsverhandlungen stattfänden. 

 Die MdEP betonten, wie wichtig die Befassung mit den nichttarifären 
Handelshemmnissen ist, beispielsweise bei der Auftragsvergabe im 
Eisenbahnsektor und bei Rindfleischprodukten. Sie betonten, dass Japan alle 
europäischen Beteiligten berücksichtigen muss, auch die 27 Mitgliedsstaaten 
und nicht nur auf die Nachrichten aus „Brüssel“ achten dürfe. Sie wiesen 
nachdrücklich auf die Befindlichkeiten hin und hoben die Notwendigkeit 
vertrauensbildender Maßnahmen hervor.

 Japan und andere asiatische Länder unterstützen die Verbesserung der 
Transportverbindungen über ihre öffentlichen Entwicklungshilfeprogramme 
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und öffentlich-private Partnerschaften. Eines der wichtigen erwähnten 
Projekte war die Überlandverbindung über Thailand und Myanmar nach 
Chennai (dem „asiatischen Detroit“), um die Engstelle in der Straße von 
Malakka zu umgehen.

11:00-11:45 Treffen mit Minoru Kawasaki, Mitglied des Parlaments, 
Vorsitzender des Ausschusses für Finanzpolitik des Oberhauses 
(Sangiin) und Motoyuki Odachi, Mitglied des Parlaments, 
ehemaliger Vorsitzender.

Die folgenden Themen wurden von der EP-Delegation behandelt:

 Die MdEP zeigten sich zuversichtlich, dass die EU die aktuelle Krise 
überwindet und der Euro die Krise übersteht. Die geplante Bildung einer 
Bankenunion innerhalb der Eurozone ist nicht nur eine rein technische 
Angelegenheit, sondern sendet eine starkes politisches Signal hinsichtlich der 
Ambitionen und Absichten der EU, diese Krise zu meistern. 

 Es ist wichtig, die Solidarität und den sozialen Zusammenhalt im europäischen 
Modell zu sichern, aber einige Annahmen, welche diesem Modell derzeit noch 
zugrunde liegen, müssen von Grund auf geändert werden. Es muss unbedingt 
festgelegt werden, welche Aktivitäten die EU-Staaten gemeinsam durchführen 
wollen, was in vielen Bereichen, wie dem Handel, gut funktioniert habe, und 
was besser den Mitgliedsstaaten überlassen bleiben solle. 

 Die MdEP wiesen darauf hin, dass in einigen Bereichen keine einstimmigen 
Entscheidungen erreicht werden und im Rahmen der verstärkten 
Zusammenarbeit einige Mitgliedsstaaten Fortschritte mit Vorschlägen erzielen 
könnten. So treiben bislang elf Mitgliedsstaaten das Verfahren voran, eine EU-
Finanztransaktionssteuer (FTS) einzuführen.

12:15-14:15 Mittagessen auf Einladung des European Business Council in 
Japan 

Die MdEP erfuhren, dass der European Business Council (EBC) im Jahr 1972 von 
den Handelskammern der einzelnen Mitgliedsstaaten ins Leben gerufen wurde. 
Ungefähr 3000 Unternehmen sind über die nationalen Handelskammern Mitglied und 
ungefähr 400 Unternehmen beteiligen sich direkt an einem der 30 Industrie-
Fachausschüsse des EBC. Der EBC strebt danach, die Geschäftsbeziehungen 
zwischen der EU und Japan zu stärken und Vorschläge für politische Maßnahmen zu 
koordinieren.

 In den Gesprächen ging es in erster Linie um die Prioritäten der EU-
Unternehmen in Japan. Der EBC würdigte die zentrale Rolle des Parlaments 
beim Erreichen eines FHA/WPA und begrüßte die Entschließung des 
Parlaments aus der vorangegangenen Woche als „hart aber sehr fair“. Die 
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MdEP hoben den Wunsch des Parlaments hervor, an jeder Phase des Prozesses 
beteiligt zu sein. 

 Der EBC wies mit Nachdruck darauf hin, dass es für die europäischen 
Unternehmen am wichtigsten sei, den japanischen Industriestandard (JIS) zu 
verwenden, welcher sich geringfügig von internationalen Standards 
unterscheidet. Für den JIS müssen Unternehmen zusätzliche Tests 
durchführen, damit ihre Produkte in Japan zugelassen werden. Die Sprecher 
des EBC hoben zudem die nichttarifären Handelshemmnisse im Lebensmittel-
und Luftfahrtsektor hervor. 

 Die Referenten des EBC wiesen darauf hin, dass es zwar lange dauere, das 
Vertrauen der japanischen Verbraucher zu erringen, dass diese Mühe jedoch 
durch die anschließende Loyalität wettgemacht würde. Tatsächlich konnten 
sich einige europäische Unternehmen in Japan etablieren und davon 
profitieren, dass sie ihre Mitarbeiter über längere Zeiträume in Japan beließen, 
so dass diese Mitarbeiter die Sprache lernen und eine größere Wertschätzung 
der Kultur entwickeln konnten. 

14:30-15:30 Treffen mit Kenji Hiramatsu, Generaldirektor des Büros für 
Außenpolitik, Außenministerium 

Kenji Hiramatsu stellte Folgendes fest:

 Er legte den offiziellen Standpunkt zur japanischen Hoheitsgewalt über die 
Senkaku-Inseln und deren Grundlage im internationalen Recht dar. Japan wird 
seinen Standpunkt bei diesem Thema daher unter keinen Umständen ändern.  
Tokio hat es unterlassen, Gebäude auf den Inseln zu errichten, um die Lage 
nicht zu verschärfen.

 Dennoch betonte Kenji Hiramatsu, dass Japans Beziehungen zu China äußerst 
wichtig sind und er auf eine friedliche Lösung dieses Konflikts hofft. Die 
beiden Länder haben enge wirtschaftliche Verbindungen, die bereits von den 
Streitigkeiten beeinträchtigt werden.

17:15-18:15 Treffen mit Banri Kaieda, Mitglied des Parlaments, Vorsitzender 
Ausschusses für Wirtschaft, Handel und Industrie des 
Unterhauses (Shūgiin)

Banri Kaieda stellte bei dem Treffen Folgendes fest:

Er skizzierte die wirtschaftliche Lage in Japan und wies auf die Probleme einer 
alternden Gesellschaft hin, mit der Begleiterscheinung steigender Kosten für die 
Sozialversicherungssysteme. Die Verbrauchssteuer ist Teil der politischen 
Maßnahmen der Regierung, um das Problem zu bewältigen.
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Er hob hervor, dass sich die japanische Seite vollständig der Prioritäten der EU 
hinsichtlich des Marktzugangs bewusst ist und wies auf die Pläne der stattlichen 
Revitalisierungsstelle (Government Revitalisation Unit) zu BSE- und 
Automobilstandards hin. Er erkannte die Befindlichkeiten bei bestimmten Themen an 
und unterstrich, dass weitere Fortschritte durch die frühe Aufnahme von 
Verhandlungen gefördert würden.

Die MdEP wiesen nachdrücklich darauf hin, dass die Entschließung des Parlaments 
aus der vorangegangenen Woche ein positives Signal für eine schnelle Aufnahme von 
Verhandlungen über ein FHA/WPA gesetzt hat. Dennoch ist es erforderlich, dass sich 
Japan der Bedenken einiger Mitgliedsstaaten bewusst ist. Die Delegation betonte, dass 
nichttarifäre Handelshemmnisse weiterhin ein äußerst schwieriges Thema sind, wobei 
insbesondere die Auftragsvergabe im Eisenbahnsektor erwähnt wurde. Die Mitglieder 
hofften, dass ein EU-Unternehmen in die Endauswahl für das Signalsystemprojekt 
von JR East gelangen würde. 

18:30 Abendessen auf Einladung von der parlamentarischen 
Freundschaftsliga EU-Japan 

Es gab eine erste Besprechung möglicher Termine und einer Tagesordnung für das 
34. Interparlamentarische Treffen EU-Japan. Die Hauptpunkte auf der Tagesordnung 
sind voraussichtlich das FHA/Rahmenabkommen, die Energiepolitik nach 
Fukushima, die Krise in der Eurozone und die politischen Rahmenbedingungen in der 
EU und der asiatischen Region. Die EP-Delegation wird unter Umständen auch nach 
Fukushima oder Nagasaki reisen. Hans van Baalen betonte, dass der Besuch nach den 
japanischen Parlamentswahlen stattfinden sollte, welche spätestens bis August 2013 
durchgeführt werden müssen.
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Donnerstag, 1. November 2012 

09:00-11:45 Besuch des Bahnhofs von Tokio sowie Hin- und Rückfahrt im 
Hochgeschwindigkeitszug Shinkansen z w i s c h e n  den 
Bahnhöfen von Tokio und Utsunomiya

Die Delegation unternahm eine Hin- und Rückfahrt im Hochgeschwindigkeitszug 
Shinkansen von Tokio nach Utsunomiya, das 100 Kilometer entfernt liegt. Die Reise 
in eine Richtung dauerte ungefähr 40 Minuten.

Mittagessen auf Einladung von JR East 

13:30-14:30 Treffen mit Toshiro Ichinose, Geschäftsführer (Leiter der 
Konzernplanung) im JR East-Hauptsitz in Shinjuku 

Toshiro Ichinose informierte die Delegation darüber, dass der erste Shinkansen-Zug 
(dt. „neue Stammstrecke“) seinen Betrieb im Jahr 1964 aufnahm. Das Schienennetz 
verbindet aktuell die meisten großen Städte auf den Inseln Honshu und Kyushu und 
erstreckt sich über eine Gesamtlänge von 2.640 Kilometern. Weitere 967 Kilometer 
sind bereits im Bau oder in Planung. Die Shinkansen-Züge bieten bei Entfernungen 
von bis zu 500 Kilometern eindeutige Vorteile gegenüber Fluglinien und sind 
hinsichtlich der Fahrtzeit von einem Stadtzentrum zum anderen bei Entfernungen von 
bis zu 700 Kilometern wettbewerbsfähig. 

Seit 1964 gab es keine Todesopfer unter den Fahrgästen von Shinkansen-Zügen und 
die durchschnittliche Verspätung beträgt weniger als 30 Sekunden. Die 
Höchstgeschwindigkeit beträgt derzeit 300 km/h, wird jedoch im Jahr 2013 auf 320 
km/h erhöht. Die Züge fahren auf Strecken, die eigens für sie reserviert sind. Auf dem 
Streckennetz werden täglich im Durchschnitt 930.000 Fahrgäste befördert. Toshiro 
Ichinose unterstrich zudem die Umweltfreundlichkeit der Shinkansen-Züge, die 
weniger Kohlenstoff ausstoßen. 

Die Vertreter von JR East betonten, dass sich das Unternehmen nun geöffnet hätte 
und bereit sei, neue Wege der Zusammenarbeit mit ausländischen Zulieferern zu 
etablieren. Sie räumten ein, dass JR East in der Vergangenheit in einem geschlossenen 
System agiert hat, in dem Vertragspraktiken „nicht gut dokumentiert“ wurden. Die 
MdEP wiesen nachdrücklich darauf hin, dass die EU zukünftige Partnerschaften mit 
JR East anstrebe, insbesondere bei den Signalsystemen. 

16:00-17:30 Besuch des Flughafens Narita zur Untersuchung des Markts für 
Bodenabfertigungsdienste 

Bei diesem Besuch, bei dem auch Einblicke in die Gepäckabfertigung nach der Pass-
und Zollkontrolle erlangt werden konnten, wurden die MdEP über die 
Vergabeverfahren für Verträge für die Bodenabfertigung im Flughafen Narita 
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informiert. Sie stellten fest, dass das System weniger reguliert ist als das in der EU 
vorherrschende System, wobei die Aufgabe des Flughafens hauptsächlich darin 
besteht, die Sicherheit zu gewährleisten. 

Die Delegation informierte sich ebenfalls über das System der Kundenbetreuung und 
zeigte sich beeindruckt von den Einrichtungen für die Fluggäste, welche auch die 
Anwesenheit von geschultem und qualifiziertem Personal und die umfassende 
Betreuung von Fluggästen mit Behinderungen und eingeschränkter Mobilität 
umfassen.
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DELEGATION FÜR DIE BEZIEHUNGEN ZU JAPAN

BESUCH DES VORSTANDS

 29. Oktober – 1. November 2012
Tokio

Mitglieder (4)

Hans VAN BAALEN, Vorsitzender ALDE
Niederlande

Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten 
Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung
Delegation für die Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten
Delegation für die Beziehungen zu Afghanistan

Artur ZASADA, Zweiter 
stellvertretender Vorsitzender

PPE
Polen Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr

Csaba SÓGOR
PPE
Rumänien

Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz 
und Inneres 
Delegation für die Beziehungen zu den 
Ländern Südostasiens und der Vereinigung 
südostasiatischer Staaten (ASEAN)

Alojz PETERLE
PPE
Slowenien

Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, 
Berichterstatter zum Partnerschafts- und 
Kooperationsrahmenabkommen mit Japan

Sekretariat der EP-Delegation

Tim BODEN Verwaltungsrat

Dolmetscher der EP-Delegation (3)

Mari HASEBE
Mieko KUSANO
Kazuko OGASAWARA

__________________________________________________________________
__________

EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 – 2014
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PPE Fraktion der Europäischen Volkspartei (Christdemokraten)

ALDE Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa
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EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 – 2014

Delegation für die Beziehungen zu Japan

BESUCH DES VORSTANDS

 VORBEREITUNGSTREFFEN FÜR DAS 34. IPT EU-JAPAN

TOKIO
29. Oktober – 1. November 2012

ENDGÜLTIGES PROGRAMM

Samstag 27./Sonntag 28. Oktober 2012 

Individuelle Anreise der Mitglieder und Mitarbeiter

14:00 Vorbereitungen für die Treffen (Mitarbeiter)

18:30 Vorbereitungstreffen mit EU-Delegation (nur Sekretariat)

Montag, 29. Oktober 2012 

Vormittag Vorbereitungen für die Treffen

12:30 Letztes Vorbereitungstreffen (nur Sekretariat)

13:20 Treffen aller Teilnehmer an der Hotelrezeption 

13:45 Abfahrt der EU-Delegation vom Hotel

14:00-15:00 Informationssitzung mit S. E: Hans Dietmar Schweisgut, 
Botschafter, EU-Delegation 
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15:30-16:45 Treffen mit Takaaki Asano, Forschungsstipendiat der Tokyo 
Foundation
Ebenfalls anwesend:
Yutaka HARADA, Senior Fellow und Professor, Waseda-
Universiät 
- Akiko IMAI, Direktor der Öffentlichkeitsarbeit und 
Forschungsstipendiat 
- Kiyoyuki TOMITA, Direktor für Politikforschung 

Thema: Beziehungen zwischen Japan und den ASEAN-Staaten

17:30-18:15 Treffen mit Kazuya Shimba, Mitglied des Parlaments, 
Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten

Transfer zum Hotel

19:30 Abendessen auf Einladung des Botschafters der Niederlande, 
S. E. Radinck van Vollenhoven, in seiner Residenz 
Thema: Japans Sicht auf die Eurokrise

Dienstag, 30. Oktober 2012 

09:45-10:30 Treffen mit Jun Yamada, stellvertretender Generaldirektor der 
Abteilung für europäische Angelegenheiten, Außenministerium

Thema: Rahmenabkommen zwischen Japan und der EU

11:00-11:45 Treffen mit Toshiyuki Kato, Mitglied des Parlaments, 
Vorsitzender des Auswärtigen und Verteidigungsausschusses 
des Oberhauses (Sangiin)
Thema: Die Beziehungen zwischen Japan und China

Abfahrt zum Kikkoman-Werk in der Stadt Noda, Präfektur Chiba

13:00 Erfrischungen in einem Restaurant in der Nähe des Kikkoman-
Werks

14:00-16:00 Besuch im Kikkoman-Werk in der Stadt Noda, Präfektur Chiba

Abfahrt ins Hotel

19:10 Abfahrt vom Hotel 
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19:30 Abendessen auf Einladung von Hans Dietmar Schweisgut, Leiter 
der EU-Delegation, in seiner Residenz 
Thema: Energiepolitik nach Fukushima

Mittwoch, 31. Oktober 2012 

09:30-1030 Treffen mit Hirofumi Katase, Generaldirektor für Handelspolitik
Thema: Japans Handelspolitik bezüglich der ASEAN-Staaten

11:00-11:45 Treffen mit Minoru Kawasaki, Mitglied des Parlaments, 
Vorsitzender des Ausschusses für Finanzpolitik des Oberhauses 
(Sangiin). Ebenfalls anwesend: der frühere Vorsitzende 
Motoyuki Odachi, Mitglied des Parlaments.
Thema: Japans Standpunkt bei der Eurokrise

12:15-14:15 Mittagessen auf Einladung des European Business Council in 
Japan im Restaurant ARGO 

Teilnehmer des EBC
- Duco Delgorge, Vorsitzender des EBC (President, MIE Project 
Co. Ltd.)
- Danny Risberg, stellvertretender Vorsitzender des EBC 
(President und CEO, Philips Electronics Japan)
- Alison Murray, Geschäftsführerin, EBC-Sekretariat
- Bjorn Kongstad, Politikberater, EBC-Sekretariat

14:30-15:30 Treffen mit Kenji Hiramatsu, Generaldirektor des Büros für 
Außenpolitik, Außenministerium 
Thema: Japans Beziehungen zu China und den ASEAN-Staaten

17:15-18:15 Treffen mit Banri Kaieda, Mitglied des Parlaments, Vorsitzender 
Ausschusses für Wirtschaft, Handel und Industrie des 
Unterhauses (Shūgiin)
Thema: FHA Japan-EU

18:30 Abendessen auf Einladung der parlamentarischen
Freundschaftsliga EU-Japan im Restaurant „Tofuya Ukai“
Thema: FHA/WPA EU-Japan

Donnerstag, 1. November 2012 

08:30-09:00 Treffen der Delegation
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09:00-11:45 Besuch des Bahnhofs von Tokio sowie Hin- und Rückfahrt im 
Hochgeschwindigkeitszug Shinkansen zwischen den 
Bahnhöfen von Tokio und Utsunomiya

12:00 - 13:30 Mittagessen auf Einladung von JR East im Hotel „Metropolitan 
Marumouchi“

13:30-14:30 Treffen mit Toshiro Ichinose, Geschäftsführer (Leiter der 
Konzernplanung) im JR East-Hauptsitz in Shinjuku 

Abfahrt vom JR East-Hauptsitz zum Flughafen Narita 

16:00-17:30 Besuch des Flughafens Narita zur Untersuchung des Markts für 
Bodenabfertigungsdienste 

Abfahrt ins Hotel

Freitag, 2. November 2012 
Samstag, 3. November 2012

Abreise der Teilnehmer


